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Eine Hochschule ist ein Studienort, zunehmend international vernetzt, ein Arbeitsplatz, wei-
testgehend selbstverwaltet, wichtig für die Wissenschaft und vieles mehr. Nur ausfinanziert
oder zumindest ausreichend finanziert  sind Hochschulen in den meisten Fällen nicht.  Das
wird deutlich, wenn der Blick auf die immer wiederkehrenden Verhandlungen zwischen Lan-
desregierungen und Hochschulleitungen fällt: In vielen Bundesländern regeln entsprechende
Rahmenvereinbarungen mit mehrjährigen Laufzeiten – meist über fünf Jahre – die finanzielle
Grundlage der Hochschulen. »Verhandlungsergebnisse« der entsprechenden, als Pakte, Ver-
träge oder Vereinbarungen betitelten Abkommen, fallen allerdings immer wieder weit hinter
die Bedarfe der Hochschulen zurück.

Während Hochschulleitungen an die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit im Zusammen-
hang mit der Rolle des Wissenschaftsstandortes appellieren, betonen Studierendenvertretun-
gen und Gewerkschaften vielerorts die gesellschaftlichen Auswirkungen und warnen vor der
Verschlechterung der Studien- und Arbeitsbedingungen aufgrund der Unterfinanzierung. Die
Landesregierungen verteidigen dagegen ihre Budgetkürzungen häufig mit Floskeln zur damit
geschaffenen Planbarkeit und der angeblichen Notwendigkeit zu sparen. Eine Argumentation,
die auch viele Hochschulpräsidien aufgreifen, wenn es darum geht, das Ergebnis beziehungs-
weise die Unterzeichnung dessen zu rechtfertigen. Perfide, wenn – vor allem inflationsberei-
nigt – viel zu wenig Geld für die Hochschulen zur Verfügung steht und gleichzeitig der An-
spruch an die Hochschulen zunimmt. Die in diesem Zusammenhang hervorgehobene Hoch-
schulautonomie erweist sich unter Bedingungen chronischer Unterfinanzierung folglich als
Scheinautonomie. Wer zwischen Stellenabbau, Gebäudesanierung und der Einwerbung priva-
ter Mittel wählen muss, entscheidet nicht frei. Folglich bezeichnet Autonomie in diesem Sin-
ne eher die Verlagerung der Verantwortung für die Verwaltung eines strukturellen Mangels.
Und genau darin drückt sich die Verantwortungslosigkeit der Politik aus und beginnt die Ge-
fährdung der wissenschaftlichen Unabhängigkeit für die Hochschulen.

Seit den 1960er Jahren versteht sich die Hochschulpolitik als Teil eines demokratischen
Bildungsversprechens: Hochschulen sollen möglichst vielen Menschen offenstehen und einen
Beitrag zu Chancengleichheit,  wissenschaftlichem Fortschritt und demokratischer Entwick-
lung leisten. Dieses – maßgeblich durch Georg Pichts Diagnose der »Deutschen Bildungska-
tastrophe« (1964)  und Ralf  Dahrendorfs  programmatisches  Plädoyer  »Bildung ist  Bürger-
recht« (1965) geprägte – Leitbild ist bis heute erstaunlich stabil. Kaum eine Regierung stellt
den normativen Anspruch auf Bildungsgerechtigkeit, Wissenschaftsfreiheit oder offene Hoch-
schulen  grundsätzlich  infrage.  Auch aktuelle  wissenschaftspolitische  Debatten  knüpfen an
dieses Selbstverständnis an, wenn sie Bildungsgerechtigkeit, Wissenschaftsfreiheit oder die
gesellschaftliche Bedeutung der Hochschulen betonen. Und doch hat sich die Art und Weise,
wie Hochschulen finanziert und gesteuert werden, seit den 1980er Jahren deutlich – überwie-
gend zum Negativen – verändert. 
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Mit der Ausweitung der Projekt- und Drittmittel wurde die Finanzierung zunehmend nach
den Logiken von Markt und Wettbewerb organisiert. Hochschulen konkurrieren seither um
Förderprogramme,  Rankings,  Exzellenztitel,  Studierende  und  private  Geldgeber.  Wissen-
schaft wird damit immer stärker nach ihrer ökonomischen Verwertbarkeit beurteilt und abhän-
gig gemacht, während die öffentliche Grundfinanzierung relativ an Bedeutung verliert. Paral-
lel dazu setzt sich der Reformansatz des New Public Managements ab dem Ende der 1990er
Jahre durch. Hochschulen wurden demzufolge zunehmend nach betriebswirtschaftlichen Prin-
zipien  organisiert:  Zielvereinbarungen,  leistungsorientierte  Mittelvergabe  und  Kennzahlen
traten an die Stelle einer bedarfsgerechten öffentlichen Finanzierung.

Von Bildung als Bürgerrecht zum Wettbewerbsfaktor

Was als Modernisierung verkauft wurde, bedeutete vielerorts vor allem die Institutionalisie-
rung der Unterfinanzierung und eine schleichende Verschiebung öffentlicher Verantwortung
auf den Wettbewerb (sowohl zwischen als auch innerhalb der Hochschulen) um knappe Res-
sourcen. Gleichzeitig verlagerte sich die Entscheidungs- und Gestaltungsmacht innerhalb der
Hochschulen in die Präsidien und Rektorate – demokratisch legitimierte Gremien verloren an
Einfluss, während Hochschulleitungen immer stärker die Rolle eines Managements übernah-
men. 

Gerade darin zeigt sich eine Widersprüchlichkeit:  Am demokratischen Bildungsverspre-
chen wird rhetorisch bis heute festgehalten. Bildungsgerechtigkeit, Wissenschaftsfreiheit und
die gesellschaftliche Bedeutung der Hochschulen gehören weiterhin zum festen Bestandteil
wissenschaftspolitischer Sonntagsreden. Gleichzeitig werden Hochschulen jedoch seit Jahr-
zehnten mit einer Finanzierungs- und Steuerungslogik konfrontiert, die Wettbewerb, Drittmit-
telabhängigkeit  und  betriebswirtschaftliche  Effizienz  über  eine  verlässliche  öffentliche
Grundfinanzierung stellt – als wäre der bildungspolitische Anspruch dieser öffentlichen Da-
seinsvorsorge passé. Doch stattdessen wächst der politische und organisatorische Anspruch an
die Hochschulen kontinuierlich – die Finanzierung hält damit nicht im Ansatz Schritt. Zwi-
schen normativem Leitbild und politischer Realität klafft damit eine Lücke, die immer größer
wird. Diese Lücke wird zu einem erheblichen Teil durch Arbeitsverdichtung bei den Beschäf-
tigten geschlossen. 

Wie weit diese Entwicklung inzwischen reicht, zeigt sich längst nicht mehr nur in den an-
gespannten Haushaltsplänen der Hochschulen. Marode Gebäude, ein wachsender Sanierungs-
stau, die Schließung von Instituten und Studiengängen sowie fehlendes Personal prägen vie-
lerorts den Hochschulalltag. Dabei wird die Arbeit nicht weniger – Lehrveranstaltungen müs-
sen  weiterhin  geplant  und  durchgeführt,  Prüfungen  korrigiert,  Studierende  betreut,  For-
schungsprojekte bearbeitet und Verwaltungsaufgaben erledigt werden. Was an Personal fehlt,
wird deshalb häufig durch die Beschäftigten aufgefangen, die bleiben: durch zusätzliche Auf-
gaben, höhere Arbeitsbelastung und verdichtete Arbeitsabläufe. Wo die öffentliche Finanzie-
rung dauerhaft hinter den Bedarfen zurückbleibt, werden Mangel und Verzicht so nicht nur
institutionell, sondern auch im Arbeitsalltag zur belastenden Normalität.

Public-Private Partnership

Gleichzeitig verschiebt sich die Debatte darüber, wie dieser Mangel bewältigt werden soll.
Statt nachhaltige Lösungen für den strukturellen Missstand einzufordern, wird diskutiert, wel-
che privaten Finanzierungsmodelle akzeptabel wären. 

Ein Beispiel: Anfang 2026 lässt der Präsident der Hochschule Darmstadt anlässlich massi-
ver Kürzungen im verabschiedeten hessischen Hochschulpakt in der Lokalpresse verlauten:
»Ich sag ganz offen: Ich klebe auch ein Baumarkt-Logo an den Vorlesungssaal, wenn die da-
für die Ausstattung bezahlen«1. Dass dies kein PR-Missgeschick war, verdeutlicht seine Aus-
sage in einem Radio-Interview: »[…] zum Beispiel bei Bauvorhaben wäre ich brennend inter-

1 Holitzka, Finn: Hochschule Darmstadt unter Druck: Überraschend geräuschlos, Darmstädter Echo vom 
26.12.2025. Online: https://www.echo-online.de/

https://www.echo-online.de/
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essiert  an  Public-Private-Partnership-Lösungen«2.  Problematisch  ist  –  neben  dem  eigen-
mächtigen Vorgehen des Hochschulpräsidenten – die dahinterstehende Logik: Die Finanzie-
rung öffentlicher Hochschulen durch private Unternehmen wird nicht mehr als unerwünschte
Ausnahme, sondern als selbstverständliche Antwort auf einen politisch verursachten Miss-
stand präsentiert. Diese Entwicklung steht für einen tiefgreifenden Wandel im Selbstverständ-
nis öffentlicher Hochschulen; die Hochschule Darmstadt ist damit keineswegs ein Einzelfall.
Hörsäle, Gebäude und Professuren werden inzwischen zahlreich nach privaten Unternehmen
oder Stiftungen benannt. Was vor wenigen Jahrzehnten noch als problematische Vermischung
öffentlicher Aufgaben mit privatwirtschaftlichen Interessen galt, wird heute als pragmatische
Antwort auf chronische Unterfinanzierung verstanden. 

Freiheit von Forschung und Lehre

Dass öffentliche Hochschulen überhaupt Drittmittel einwerben, Spenden annehmen und Ko-
operationen mit  externen Partnern eingehen können,  ist  formal  durch ihre  weitreichenden
Rechte der Selbstverwaltung und institutionellen Autonomie möglich. Die rechtliche Zuläs-
sigkeit der Kooperation steht also außer Frage – entscheidend ist vielmehr, ob private Zuwen-
dungen eine Ergänzung bleiben oder zunehmend Aufgaben übernehmen, die eigentlich dauer-
haft öffentlich abgesichert sein sollten, und welche Auswirkungen sie auf die Unabhängigkeit
von  Forschung  und  Lehre  sowie  auf  demokratische  Entscheidungsprozesse  innerhalb  der
Hochschulen haben. Schließlich wächst dort, wo Sponsoring, Stiftungsprofessuren oder pri-
vatwirtschaftliche Forschungsaufträge notwendig werden, um die Folgen struktureller Unter-
finanzierung  auszugleichen,  die  Gefahr  von  teils  weitreichenden  Abhängigkeiten.  Private
Geldgeber stellen nicht nur zusätzliche Ressourcen bereit, sondern verbinden mit der Förde-
rung meist auch eigene Interessen und Erwartungen. Bereits die dauerhafte Erwartung, Inter-
essen privater Geldgeber berücksichtigen zu müssen, verschiebt institutionelle Prioritäten und
schafft neue Abhängigkeiten. Selbst wenn keine unmittelbare Einflussnahme auf Forschung
und Lehre erfolgt, entstehen dadurch potentielle Interessenkonflikte, die die wissenschaftliche
Freiheit und die unabhängige Ausrichtung von Hochschulen berühren.

Die Bedeutung dieser Unabhängigkeit reicht dabei über die einzelne Hochschule hinaus.
Wissenschaftsfreiheit ist eine zentrale Voraussetzung demokratischer Gesellschaften, weil sie
unabhängige Erkenntnisgewinnung und kritische Auseinandersetzung ermöglicht. Die Frage
nach privater Hochschulfinanzierung ist deshalb keine reine Haushaltsfrage, sondern berührt
den Kern dessen,  was öffentliche Hochschulen ausmacht:  Ihre Fähigkeit,  unabhängig von
wirtschaftlichen  Einzelinteressen  Wissen  zu  produzieren,  kritisch  zu  forschen  und  gesell-
schaftliche Entwicklungen zu hinterfragen. Diese Unabhängigkeit ist jedoch nicht nur eine
Frage von Forschung und Lehre, sondern auch eine Frage der demokratischen Verfasstheit der
Hochschule. Gerade dort, wo strategische Kooperationen und Sponsoringvereinbarungen zu-
nehmend an Bedeutung gewinnen, stellt sich die Frage, wer über solche Entscheidungen be-
stimmt. Werden diese vor allem von Hochschulleitungen ausgehandelt und durch Hochschul-
räte  strategisch begleitet,  während demokratisch legitimierte  Gremien allenfalls  informiert
oder erst nachträglich beteiligt werden, zeigt sich, wie eng Ökonomisierung und Entdemokra-
tisierung zusammenhängen. 

Hochschulen geben sich bei der Auseinandersetzung damit gerne als besonders transparent
aus. So auch in Darmstadt: Laut Aussage der Hochschulleitung habe es umfangreiche soge-
nannte Strategieprozesse gegeben, an denen sehr viele Mitglieder aller Statusgruppen beteiligt
gewesen seien und mehrfach wären unterschiedliche Beteiligungsformate praktiziert worden.
Angesichts des sonstigen Interesses am Campus zum Thema Hochschulfinanzierung und der
– insbesondere an den ehemaligen Fachhochschulen – geringen Mobilisierungsbereitschaft
hierfür, fällt es schwer, das zu glauben. Die Diskrepanz zwischen formaler Beteiligung und
tatsächlicher politischer Auseinandersetzung zeigt, wie weit die Verschiebung hochschulpoli-
tischer Debatten bereits reicht. Denn Beteiligung allein ist kein Ausdruck gelebter Hochschul-

2 Zwick, Afanasia: Kürzungen an hessischen Hochschulen – Hörsaal-Sponsoring als Lösung? Deutschland-
funk vom 28.1.2026. Online: https://www.deutschlandfunk.de/

https://www.deutschlandfunk.de/
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demokratie,  wenn zentrale Prämissen – etwa die dauerhafte Unterfinanzierung öffentlicher
Hochschulen oder die Notwendigkeit privater Finanzierung – nicht mehr grundsätzlich zur
Debatte stehen. Auch daran wird deutlich, wie weit die Ökonomisierung der Hochschulen
inzwischen fortgeschritten ist.

Alle machen mit

Dass sich diese Denkweise längst über Hochschulleitungen hinaus verbreitet hat, zeigt sich
zum Beispiel an den Reaktionen in Darmstadt: Auch in der lokalen Studierendenvertretung
der Hochschule gab es seinerzeit statt Empörung eher dogmatische Zustimmung. Während
der Verhandlungen des hessischen Hochschulpakts (Mitte 2025) hieß es dort: »Land hat kein
Geld, wir haben Pech gehabt«3. Statt also die Kürzungen und die damit einhergehende Suche
nach privaten Finanzierungsquellen als Ausdruck eines politischen Versagens zu problemati-
sieren, wurde sich blindlings auf die Ausführung der eigenen Hochschulleitung verlassen: Die
Kürzungen würden so organisiert, dass Studierende davon möglichst wenig zu spüren bekom-
men. Dabei hatte der Senat der Hochschule bereits vorher darauf hingewiesen, dass die finan-
ziellen Spielräume nicht ausreichen und Kürzungen insbesondere die Kernbereiche Lehre und
Forschung treffen werden4. Die anschließend kommunizierten Einsparungen zeigen das Aus-
maß deutlich: An den Fachbereichen sollen 20 Prozent, bei der Infrastruktur 14 Prozent einge-
spart werden; hinzu kommt eine mindestens zwölfmonatige Stellensperre.

Wenn gleichzeitig Lehre und Forschung aufrechterhalten oder gar ausgebaut werden sol-
len, stellt sich die entscheidende Frage: Wer übernimmt die Arbeit der Stellen, die nicht be-
setzt werden? Sie wird verteilt und von anderen Beschäftigten zusätzlich übernommen. Dass
dabei auch die langfristige Beschäftigungssicherheit unter Druck gerät, zeigt die Entwicklung
der unbefristeten Beschäftigung an hessischen Hochschulen: Ende 2024 waren lediglich 1.511
Vollzeitäquivalente unbefristet beschäftigt – obwohl für 2025 eine Zielmarke von 1.624 Stel-
len vereinbart worden war.5 Mit den finanziellen Einschnitten ab 2026 steigt in Hessen der
Druck auf die Hochschulen, Stellen nicht zu entfristen oder freiwerdende Stellen nicht wie-
derzubesetzen. 

Die Akzeptanz privater Finanzierung als vermeintlich pragmatische Lösung ist damit nicht
nur Resultat eines hochschulpolitischen Versagens. Sie zeigt vielmehr, wie sehr sich der Um-
gang mit Unterfinanzierung innerhalb der Hochschulen selbst verändert hat: Aus der Forde-
rung nach einer verlässlichen öffentlichen Finanzierung wird zunehmend die als alternativlos
dargestellte Verwaltung eines dauerhaften Mangels. Die Folgen dieser Entwicklung tragen
nicht zuletzt die Beschäftigten: Wo Stellen fehlen oder nicht besetzt werden, wird der Mangel
durch Arbeitsverdichtung und schlechtere Arbeitsbedingungen auf sie abgewälzt. Eine demo-
kratische Hochschule muss diesem Trend der Ökonomisierung entgegenwirken. Hochschulen
sind keine Unternehmen und Bildung ist keine Ware. Wissenschaft erfüllt eine öffentliche
Aufgabe. Gerade deshalb darf ihre Finanzierung nicht von Marktmechanismen, Sponsoring
oder der Zahlungsbereitschaft privater Unternehmen abhängen, sondern muss als Bestandteil
öffentlicher Daseinsvorsorge dauerhaft demokratisch und auskömmlich gewährleistet werden.
Sonst droht Bildung ihren emanzipatorischen Anspruch zu verlieren.

* Sascha Wellmann ist seit langer Zeit in der Hochschulpolitik aktiv. 2023/2024 war er Mit-
glied im Vorstand des bundesweiten Dachverbandes fzs (freier zusammenschluss von 
student*innenschaften). Über die Kampagne TVStud ist er Gewerkschaftsmitglied geworden 
und leitet inzwischen mit Kolleg:innen das Referat ›Hochschule und Forschung‹ der GEW 
Hessen.

3 Protokoll der 5. Sitzung des 54. Studierendenparlaments. Online: https://asta-hochschule-darmstadt.de/
4 Senat der Hochschule Darmstadt: Offener Brief an den Hessischen Finanzminister sowie den Hessischen 

Minister für Wissenschaft und Forschung, Kunst und Kultur, 7.7.2025.
5 Siehe Auswertung der GEW unter https://www.gew-hessen.de/index.php?

eID=dumpFile&t=f&f=10181&token=22a401975023a516bfa0c106c46e63718658df71

https://www.gew-hessen.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=10181&token=22a401975023a516bfa0c106c46e63718658df71
https://www.gew-hessen.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=10181&token=22a401975023a516bfa0c106c46e63718658df71
https://asta-hochschule-darmstadt.de/
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